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Ausgestaltung der Kindesschutz-Policy des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Jahr 2019 wurde das 30. Jubiläum der Kinderrechtskonvention der Ver-
einten Nationen (UN-KRK) gefeiert. Die Bundesregierung bemisst Kinder- 
und Jugendrechten in ihrer Politik rhetorisch eine hohe Bedeutung bei und 
sieht hierfür unter anderem die UN-Kinderrechtskonvention der Vereinten 
Nationen sowie die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 als zentrale Grund-
lage. Die Bundesregierung erkennt nach eigenem Bekunden eine globale Ver-
antwortung der Bundesrepublik Deutschland im Kampf für die Umsetzung 
von Menschenrechten an und sieht sich dabei selbst in einer Führungsrolle. 
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) verabschiedete im April 2017 den Aktionsplan „Agents of Change“, 
der Kinder und Jugendliche zu den zentralen Akteuren der Entwicklungszu-
sammenarbeit ernennt. In der Einleitung steht, dass Deutschland „im inter-
nationalen Dialog eine Vorreiterrolle für die Achtung, die Sicherung und die 
Gewährleistung von Kinder- und Jugendrechten“ einnehmen will (vgl. www.b
mz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/strategiepapiere/Strategiepapier38
5_04_2017.pdf). In seiner aktuellen Menschenrechtskonzeption aus dem Jahr 
2011 beansprucht das BMZ, zur Verwirklichung von Menschenrechten gezielt 
die Rechte benachteiligter Bevölkerungsgruppen wie Kinder stärken zu wol-
len. Auch in der Vorbemerkung der Bundesregierung in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage „Weltweite Lage von Kindern – Kinderrechte im globalen 
Kontext“ der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdruck-
sache 19/8066 bekräftigt die Bundesregierung die zentrale Bedeutung von 
Kinder- und Jugendrechten.

In der Veröffentlichung „Kompass 2020 – Die Wirklichkeit der Entwicklungs-
hilfe“ der Nichtregierungsorganisationen terre des hommes und Welthunger-
hilfe stellen diese allerdings fest: „Bis heute verfügt das BMZ nicht über eine 
systematische Kindesschutz-Policy für das eigene Haus und alle Durchfüh-
rungsorganisationen. Dringend fordern zivilgesellschaftliche Akteure seit 
mehr als einem Jahrzehnt Standards und die Einführung eines wirksamen 
Mechanismus, um Kinder im Einflussbereich der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit vor Gewalt durch Mitarbeitende zu schützen (https://www.td
h.de/fileadmin/user_upload/inhalte/10_Material/Wirklichkeit_der_Entwicklun
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gspolitik/Kompass2020/WHHtdh_Kompass2020_Ansicht.pdf)“. Kinder und 
zumal arme, benachteiligte und vernachlässigte Kinder sind aufgrund vielfälti-
ger Dimensionen – körperlich, seelisch, geistig – besonders verletzlich und 
gefährdet. Zu diesen vulnerablen Mädchen und Jungen gehören Kinder, die 
ohne elterliche Fürsorge sind, die in Flüchtlingslagern, auf der Straße oder in 
staatlichen oder privaten Waisenhäusern leben. Entwicklungshilfe erreicht 
eine große Anzahl dieser Kinder. Deshalb hat jede staatliche und nichtstaat-
liche Organisation der Entwicklungszusammenarbeit die Verantwortung, in 
und mit ihren Projekten und Vorhaben ein Umfeld zu schaffen, in dem Kinder 
sicher und geschützt vor jeder Form der Gewalt sind.

In der Sitzung des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (AWZ) am 9. September 2020 zum Kompass 2020 kündigte die Par-
lamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung Dr. Maria Flachsbarth an, dass das BMZ ge-
genwärtig eine Kindesschutz-Policy entwickele. Den Fragestellenden bleibt 
jedoch unklar, mit welchen Anforderungen eine solche Policy ausgestaltet 
wird und welche Regelungen enthalten sein sollen. Aus Sicht der Fragestellen-
den braucht es ein klares Bekenntnis des BMZ zur Verantwortung zum Schutz 
von Kindern, das sich in der Organisationsstruktur sowie in den Programmen 
des BMZ manifestiert.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung verstärkt im 31. Jahr der Geltung der Kinderrechtskon-
vention der Vereinten Nationen (VN-KRK) ihre Anstrengungen, Kinderrechte 
weltweit zu achten, zu schützen und zu fördern. Die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) legt einen kinderrechtsbasierten Ansatz zugrunde und 
orientiert sich eng an wichtigen Grundsatzdokumenten, wie der Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (VN) mit ihrem Leitprin-
zip „leave no one behind“. Dies manifestiert sich auf verschiedenen Ebenen, 
u. a. bei der Bekämpfung ausbeuterischer Kinderarbeit, dem Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen vor Gewalt (gerade im Kontext von Flucht und Migra-
tion) oder mit der geplanten Einrichtung eines BMZ-Jugendbeirats.
Durch die COVID-19-Pandemie besteht das Risiko von Rückschlägen für den 
Schutz von Kinder- und Jugendrechten. Die VN etwa erwarten einen Anstieg 
ausbeuterischer Kinderarbeit aufgrund der COVID-19-Pandemie, u. a. auch 
durch Schulschließungen oder aufgrund wirtschaftlicher Notlagen der Eltern. 
Bis Ende des Jahres könnten zusätzlich rund 6,7 Millionen Kinder unter fünf 
Jahren von akuter Mangelernährung betroffen sein. Daher unterstützt das 
Corona-Sofortprogramm des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) Kinder und ihre Familien, insbesondere in 
Flucht- und Krisenregionen.
Alle Vorhaben der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit werden 
fortlaufend auf menschen- und kinderrechtliche Risiken und Wirkungen über-
prüft. Verbindliche Vorgaben sind insbesondere festgelegt im Menschenrechts-
konzept des BMZ sowie in verwaltungsinternen Verfahrensvorgaben. Diese 
sind von den staatlichen Durchführungsorganisationen in der Planung und ggf. 
Umsetzung von Vorhaben zu beachten. Die Bundesregierung überprüft deren 
Einhaltung anhand der regelmäßigen Fortschrittsberichte der geförderten Vor-
haben sowie bei Besuchen vor Ort.
Konkret erfolgt die Einhaltung der genannten Vorgaben sowohl im Vorfeld als 
auch während der Umsetzung der Vorhaben im Rahmen der Umwelt- und So-
zialmanagementsysteme der Durchführungsorganisationen. Zum Beispiel wird 
im Safeguards- und Gender Managementsystem der Deutschen Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH im Safeguard Menschenrechte 
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geprüft, ob ein Risiko nicht-intendierter negativer Wirkungen auf Kinderrechte 
besteht und wie dieses gegebenenfalls vermieden oder gemindert werden kann.
Der Aktionsplan „Agents of Change – Kinder- und Jugendrechte in der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit (2017-2019)“ des BMZ sah vor, die Ein-
führung einer Kindesschutz-Policy zu prüfen. Die Prüfung hat die Leistungs-
fähigkeit der o. g. Verfahren zur Vermeidung menschen- und kinderrechtlicher 
Risiken bei der Durchführung von Vorhaben der bilateralen staatlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit bestätigt. Die Prüfung kam darüber hinaus zu dem 
Schluss, dass die Einführung einer spezifischen Kindesschutz-Policy für den 
neu einzurichtenden Jugendbeirat des BMZ erforderlich ist.
Derzeit bereitet das BMZ nach Beratungen im Ressortkreis, mit internationalen 
Partnern, Durchführungsorganisationen, dem Deutschen Institut für Menschen-
rechte und der Zivilgesellschaft eine entsprechende Policy für die Arbeit des 
Jugendbeirats vor.

1. Warum hat das BMZ bislang keine Kindesschutz-Policy eingeführt, ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass international anerkannte Standards
erarbeitet sind und andere relevante Akteure in der Entwicklungszusam-
menarbeit seit Jahren über entsprechende Richtlinien und Verfahren ver-
fügen?

Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

2. In welchem Zeitraum plant das BMZ, die angekündigte Kindesschutz-
Policy vorzulegen?

Die Kindesschutz-Policy für den Jugendbeirat soll zum Zeitpunkt seiner Kon-
stituierung vorliegen.

3. Welche Regelungen muss eine Kindesschutz-Policy aus Sicht des BMZ
enthalten?

4. Inwieweit plant das BMZ die Etablierung von verbindlichen Verhaltens-
kodizes und Abläufen in Form regelbasierter Verfahrensweisen, Be-
schwerde- und Meldewege auf der Grundlage international anerkannter
Standards, wie sie die internationale Allianz Keeping Children Safe und
die Alliance for Child Protection in Humanitarian Action entwickelt
haben?

Die Fragen 3 und 4 werden gemeinsam beantwortet.
Die Kindesschutz-Policy für den Jugendbeirat des BMZ wird Verhaltensregeln 
enthalten für alle Mitglieder des Beirats und derjenigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des BMZ, die die Arbeit des Beirats begleiten.

5. Inwieweit plant die Bundesregierung die Etablierung eines fortlaufenden
und regelmäßigen Monitorings der Umsetzung von Kindesschutzstan-
dards und der daraus resultierenden Anpassung von Prozessen und Maß-
nahmen?

Die Bundesregierung ist in allen ihren Aktivitäten an die Vorgaben der Kinder-
rechtskonvention der Vereinten Nationen (VN-KRK), die in Deutschland im 
Rang eines Bundesgesetzes gilt, gebunden. Darüber hinaus ist derzeit keine 
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explizite Entwicklung von Kindesschutzstandards innerhalb der Bundesregie-
rung geplant.

6. Wie hat das BMZ die bisherigen Standards und Prozesse in Bezug auf
mögliche Lücken und Probleme beim Kindesschutz geprüft?

7. Wie hat das BMZ die Risiken für Kinder in Maßnahmen und Aktivitäten
der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit analysiert, und welche
Risiken hat das BMZ für Kinder identifiziert?

Welche Konsequenzen wurden aus der Risikoanalyse gezogen?

Die Fragen 6 und 7 werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

8. Welche Risiken für Kinder und Jugendliche werden aus Sicht des BMZ
als prioritär und gravierend eingeschätzt?

Kinder und Jugendliche sind besonders schutzlos gegenüber globalen Heraus-
forderungen wie Armut, Hunger, Gewalt, Klimawandel, Ausbeutung oder 
Flucht. Die COVID-19-Pandemie erhöht das Risiko, dass die Rechte von Kin-
dern und Jugendlichen weltweit missachtet werden. Mädchen und Jungen aller 
Altersgruppen benötigen Hilfe, um mit den psychologischen Auswirkungen der 
Pandemie umgehen zu können. Laut aktuellem UNICEF-Report („Averting a 
lost COVID generation“, 11/2020, https://www.unicef.org/media/86881/file/Av
erting-a-lost-covid-generation-world-childrens-day-data-and-advocacy-brief-20
20.pdf) sind bis Mitte des Jahres bereits rund 150 Millionen Kinder weltweit
zusätzlich von mehrdimensionaler Armut betroffen – ohne Zugang zu Bildung,
Gesundheitsversorgung, Nahrung, sauberem Wasser und sanitären Einrichtun-
gen. Weltweite Fortschritte in der Umsetzung der VN-KRK sind gefährdet. Zu-
dem wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

9. Inwiefern hat das BMZ im Rahmen seiner bisherigen Überlegungen zur
Prüfung und Entwicklung einer Kindesschutz-Policy Experten aus Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft konsultiert?

Das BMZ berät sich regelmäßig mit Expertinnen und Experten aus Zivilgesell-
schaft und Wissenschaft, wie z. B. dem Deutschen Institut für Menschenrechte, 
unter anderem im halbjährlich tagenden BMZ-Thementeam Kinder- und 
Jugendrechte.

10. Hat sich das BMZ in dieser Frage mit anderen Bundesministerien wie
dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend oder
Institutionen wie dem Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuel-
len Kindesmissbrauchs ausgetauscht und abgestimmt?

Wenn ja, welche Erkenntnisse wurden aus diesen Formen des Austauschs
gezogen?

Das BMZ steht im engen und regelmäßigen Austausch mit anderen Bundes-
ministerien, z. B. über die Interministerielle Arbeitsgruppe „Jugend“, in der alle 
Ressorts vertreten sind. In diesem Rahmen gab es auch einen Austausch zum 
Thema Kindesschutz und zu gemeinsamen Erfahrungen, der weiter fortgeführt 
wird. Die Erkenntnisse werden derzeit aufbereitet.
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11. Welche „Erfahrungen anderer Geber“, wie im 2019 erschienenen Halb-
zeitbericht zum Aktionsplan „Agents of Change“ angegeben, sind in den 
Prozess der Überprüfung mit eingeflossen?

12. Welche staatlichen Geber, wie beispielsweise die Regierungen von Groß-
britannien oder von Australien, die schon über Erfahrungen mit Kindes-
schutz-Policys im Einflussbereich staatlicher Entwicklungszusammen-
arbeit verfügen, wurden hier in welcher Form kontaktiert?

Welche konkreten Schlussfolgerungen sind aus Erfahrungen anderer 
Geber für den laufenden Prüfprozess gezogen worden?

Die Fragen 11 und 12 werden gemeinsam beantwortet.
Das BMZ hat eine interne Bestandsaufnahme zu Kindesschutz-Policies aus-
gewählter bilateraler Geber durchgeführt und entsprechende Erfahrungen in 
den Prozess der Einführung einer Kindesschutz-Policy für den Jugendbeirat 
aufgenommen.
Es sind insbesondere Erfahrungen von Australian Aid/dem Department of 
Foreign Affairs and Trade (DFAT Australien), dem Department for Internatio-
nal Development (DFID, Großbritannien) sowie der United States Agency for 
International Development (USAID) eingeflossen. Das BMZ hat zum Beispiel 
im August 2019 ein Fachgespräch gemeinsam mit Australian Aid/DFAT durch-
geführt.

13. Welche konkreten Maßnahmen neben der Einführung einer Kindes-
schutz-Policy plant das BMZ, um Risiken zu mindern, zu vermeiden 
oder Entschädigung zu leisten?

14. Welche konzeptionelle und inhaltliche Bedeutung kommt Kindesschutz 
im Reformprozess „BMZ 2030“ zu?

Die Fragen 13 und 14 werden gemeinsam beantwortet.
Im Zuge des „BMZ 2030“-Reformprozesses wurden neben fünf Kern- und 
zehn Initiativthemen auch sechs Qualitätsmerkmale (QM) definiert. „Men-
schenrechte, Geschlechtergleichstellung, Inklusion“, einschließlich der Rechte 
von Kindern und Jugendlichen, ist eines dieser QM.
Diese sind Gütesiegel einer werteorientierten, nachhaltigen und zukunftsorien-
tierten EZ und werden bei der Prüfung und Durchführung aller Maßnahmen so-
wie in den Strategien für Kern- und Initiativthemen berücksichtigt.
Alle QM werden jeweils in einem strategischen Dokument, dem sogenannten 
Leistungsprofil, ausdifferenziert. Darin werden Hinweise zur Umsetzung in 
EZ-Maßnahmen und zum Politikdialog konkretisiert sowie Verantwortlich-
keiten für die Umsetzung der QM festlegt. QM sind für die bilaterale staatliche 
EZ verbindlich.

15. Inwiefern bringt die Bundesregierung im Rahmen der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft Positionen zum Schutz und zur gesunden Entwick-
lung von Kindern in den gegenwärtig laufenden Prozess der Erstellung 
einer EU-Kinderrechte-Strategie ein?

In ihrer Stellungnahme zum Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission 
für das Jahr 2021 unterstützt die Bundesregierung die Erarbeitung einer EU-
Strategie für die Rechte des Kindes, in der es darum gehen wird, Kinder sowie 
Jugendliche und junge Erwachsene auf die Teilhabe am demokratischen Leben 
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in der EU vorzubereiten, gefährdete Kinder und die Rechte der Kinder im Inter-
net besser zu schützen, eine kinderfreundliche Justiz zu fördern und Gewalt zu 
verhindern und zu bekämpfen. Beim diesjährigen EU-Forum für die Rechte des 
Kindes vom 29. September bis 1. Oktober 2020 war die Bundesregierung hoch-
rangig vertreten, unter anderem über eine Videobotschaft von Bundesministerin 
Giffey. Zudem wurden die beabsichtigten Inhalte der Strategie bei einem Tref-
fen der Informellen Expertengruppe der Rechte des Kindes der Europäischen 
Kommission am 23. November 2020 unter den Mitgliedstaaten in verschiede-
nen Workshops diskutiert. Auf Basis dieser Diskussion wird die Strategie wei-
ter entwickelt.

16. Welche konkreten Ansätze und Maßnahmen verfolgt die Bundesregie-
rung, um das in der Agenda 2030 benannte Ziel der Beseitigung der
sexuellen Ausbeutung von Kindern auch in der Entwicklungszusammen-
arbeit zu erreichen?

Das BMZ arbeitet mit verschiedenen Institutionen und Nichtregierungsorgani-
sationen (NRO) zusammen, um die sexuelle Ausbeutung von Kindern zu be-
kämpfen. Hierzu gab es unter anderem Treffen bzw. einen Austausch mit dem 
Bundeskriminalamt und dem ECPAT-Netzwerk (End Child Prostitution, Child 
Pornography & Trafficking of Children for Sexual Purposes). Inhalt des Aus-
tausches war insbesondere die zunehmende Digitalisierung, die die Gefahr der 
sexuellen Ausbeutung nochmals erhöht.
Zudem fördert das BMZ mit verschiedenen Ansätzen Projekte, die auf den 
Schutz vor sexueller Ausbeutung und/oder Gewalt abzielen. Hierzu gehören 
folgende Beispiele:
In der brasilianischen Amazonasregion führt Caritas mit finanzieller Unterstüt-
zung des BMZ ein Projekt durch, das auf dem brasilianischen Nationalplan 
zum Kampf gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen aufbaut. 
Durch Beratung, Betreuung und Schulungen von Lehrpersonen im Umgang mit 
Missbrauchsopfern und durch Sensibilisierung der Öffentlichkeit werden For-
men sexueller Ausbeutung, Missbrauch und Menschenhandel sichtbar gemacht. 
Kinder werden über ihre Rechte aufgeklärt und nehmen an der Ausarbeitung 
von Schutzmaßnahmen teil.
Das BMZ unterstützt auch das Projekt „Stärkung des Kinderschutzes auf 
Reisen und im Tourismus 2020“ von ECPAT Deutschland e.V. mit dem Ziel, 
Unternehmen zu stärken und ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht mit be-
sonderem Fokus auf sexuelle Ausbeutung von Kindern im Tourismus auszu-
bauen. Unternehmen in der Tourismusbranche erhalten kinderrechtliche Schu-
lungen, um sexuelle Ausbeutung vorzubeugen. Zudem fördert das BMFSFJ 
Sensibilisierungs-Schulungen zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu-
tung im Umfeld von Reisen und Tourismus unter Einhaltung von Qualitätsstan-
dards an Ausbildungsstätten (Auszubildende/Lehrkräfte) und Fortbildungen für 
die Trainerinnen und Trainer von ECPAT Deutschland e. V.

17. Mit welchen konkreten Maßnahmen bekämpft die Bundesregierung auf
internationaler Ebene Kinderarbeit?

Die Bundesregierung setzt sich insbesondere im Rahmen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) gegen Kinderarbeit ein. Mit dem Beitritt zur 
Alliance 8.7 im Jahre 2017 hat Deutschland eine aktive Rolle übernommen,
bei der Erreichung des Ziels der vollständigen Abschaffung der Kinderarbeit 
(SDG 8.7) mitzuwirken, und hat damit dieses Ziel international in den Fokus 
gerückt. Die von den VN verabschiedete Resolution 73/327, mit der das Jahr 
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2021 zum Internationalen Jahr für die Beseitigung der Kinderarbeit erklärt wur-
de, unterstreicht die Relevanz des Themas zusätzlich.
In der Zusammenarbeit mit der Wirtschaft wird die Umsetzung von Nachhaltig-
keitsstandards in globalen Lieferketten vorangetrieben. Der Nationale Aktions-
plan zur Umsetzung der VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
formuliert die Erwartungshaltung der Bundesregierung an die unternehmer-
ische Sorgfalt in der Achtung der Menschenrechte. Grundlage der VN-Leitprin-
zipien bilden u. a. die Kernarbeitsnormen der ILO, die Kinderarbeit ausdrück-
lich ausschließen. Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang eine 
Reihe von Maßnahmen ergriffen, mit denen Unternehmen dabei unterstützt 
werden, Sorgfaltspflichten entlang ihrer Lieferketten zu erfüllen. Hierzu wird 
auf die Antwort zu den Fragen 18 und 19 verwiesen.
Die Bundesregierung setzt sich zudem im Rahmen der Deutschen EU-Rats-
präsidentschaft für Menschenrechte und gute Arbeit in globalen Lieferketten 
ein. Am 1. Dezember 2020 haben die Arbeits- und Sozialminister in ihren Rats-
schlussfolgerungen u. a. die EU-Kommission dazu aufgerufen, bis 2021 einen 
EU-Aktionsplan auf den Weg zu bringen, dessen Schwerpunkt auf der nach-
haltigen Gestaltung globaler Lieferketten und auf der Förderung von Men-
schenrechten, von Standards für die menschenrechtliche, soziale und ökologi-
sche Sorgfaltspflicht sowie von Transparenz liegt und der den Erfahrungen und 
Lehren der COVID-19-Pandemie Rechnung trägt. Außerdem fordern die 
Sozialminister die EU-Kommission dazu auf, einen Vorschlag für einen 
EU-Rechtsrahmen für eine nachhaltige Unternehmensführung vorzulegen, ein-
schließlich branchenübergreifender Sorgfaltspflichten von Unternehmen ent-
lang der globalen Lieferketten. Diese Initiativen umfassen auch den Ausschluss 
von Kinderarbeit.
Mit dem Ziel, ausbeuterische Kinderarbeit wirksam zu beseitigen, fördert das 
BMZ darüber hinaus derzeit 68 Maßnahmen in unterschiedlichen Sektoren. Im 
Jahr 2019 rief das BMZ die Kampagne „Wir stoppen Kinderarbeit“ aus und för-
dert durch einen Kooperationsfonds in Höhe von rund 1,8 Mio. Euro innovative 
Projekte deutscher Nichtregierungsorganisationen, die zur Beseitigung von 
Kinderarbeit in verschiedenen Weltregionen und Sektoren beitragen.

18. Inwiefern hält die Bundesregierung ein Lieferkettengesetz, das von
Unternehmen die Einhaltung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten ver-
bindlich einfordert, für ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung von Kin-
derarbeit in internationalen Lieferketten?

Die Bundesregierung hat 2016 mit dem Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft 
und Menschenrechte die klare Erwartungshaltung festgeschrieben, dass Unter-
nehmen ihrer menschenrechtlichen Verantwortung auch entlang ihrer globalen 
Lieferketten gerecht werden. Für die Bundesregierung gehört die Einhaltung 
der unternehmerischen Sorgfaltspflichten zu den wichtigsten Mitteln zur Be-
kämpfung von Kinderarbeit in internationalen Lieferketten. Die Ergebnisse des 
„NAP-Monitorings“ haben gezeigt: der freiwillige Ansatz in Bezug auf die 
Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durch Unternehmen ist 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Daher erarbeitet die Bundesregierung 
derzeit in Umsetzung des Koalitionsvertrags Eckpunkte zu einer verbindlichen 
Regelung.
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19. Welche Maßnahmen sind hierfür im Rahmen der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie und deren laufender Aktualisierung vorgesehen?

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie enthält zahlreiche Maßnahmen der 
Bundesregierung, welche die Stärkung der unternehmerischen Sorgfaltspflicht 
sowie die Verbesserung von Sozialstandards entlang der Lieferketten und damit 
implizit auch die Bekämpfung von Kinderarbeit unterstützen. Hierzu gehören 
insbesondere:
– Helpdesk Wirtschaft und Menschenrechte der Agentur Wirtschaft und Ent-

wicklung;
– Multi-Akteurs-Partnerschaften (MAP) unter Beteiligung von Politik, Wirt-

schaft und Zivilgesellschaft, darunter das Bündnis für nachhaltige Textilien,
das Forum Nachhaltiges Palmöl, das Forum Nachhaltiger Kakao und die
Initiative für Nachhaltige Agrarlieferketten (INA);

– Grüner Knopf als staatliches Siegel;
– Stärkung der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung durch Nutzung der

Spielräume im Vergabeverfahren bzw. des Vergaberechts auf nationaler und
europäischer Ebene;

– Einführung und Umsetzung des Leitfadens der Bundesregierung für eine
nachhaltige Textilbeschaffung der Bundesverwaltung;

– Verbraucherinformation zu Sozial- und Umweltstandards durch das Ver-
braucherportal Siegelklarheit.de.

Im Zuge der laufenden Überarbeitung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
bis Frühjahr 2021 werden einige dieser Maßnahmen verstärkt und weiterent-
wickelt.

20. In welchem finanziellen Umfang förderte das BMZ Kinderrechte und
Maßnahmen zum Kindesschutz in den Jahren 2017 bis 2021 (bitte nach
Jahren und Umfang auflisten)?

In den Jahren 2017 bis 2019 trugen in einem breiten Spektrum von Sektoren 
367 Projekte und Programme der staatlichen EZ, 228 Projekte der kirchlichen 
Zentralstellen und Sozialstrukturträger, 447 Projekte privater Träger und 
65 Projekte der Länder und Kommunen zur Stärkung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen weltweit bei. Laut interner Schätzung finanzierte das BMZ 
damit insgesamt rund 1.100 Projekte der staatlichen und nicht-staatlichen EZ 
mit direktem und indirektem Bezug zu Kinder- und Jugendrechten in einem 
Umfang von rund 4,8 Mrd. Euro. Dieses Volumen umfasst ausdrücklich auch 
Projekte, die nur in einer Teilkomponente zu Kinder- und Jugendrechten arbei-
ten. Ein exaktes Monitoring der jährlichen Finanzmittel, die das BMZ spezi-
fisch für Kinder- und Jugendrechte bereitgestellt hat, ist nicht möglich, da die 
anteiligen Beiträge in den Vorhaben nicht spezifisch erfasst werden. Für die 
Jahre 2020 und 2021 können noch keine belastbaren Aussagen getroffen 
werden.
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21. Welche Vorhaben zu Kinderrechten und Kinderschutzmaßnahmen fördert
das BMZ aktuell in welchen Ländern (bitte nach Land, Vorhaben, Um-
setzungsorganisation und finanziellem Umfang auflisten)?

Die tabellarische Übersicht in der Anlage nennt 230 aktuelle Vorhaben der 
staatlichen und nichtstaatlichen EZ, die mit Stand November 2020 durch-
geführt werden und als direktes Ziel die Förderung von Kinderrechten durch 
einen kinderrechtlichen Ansatz umsetzen sowie Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern vor Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch fördern.
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